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Am 1. Juli 1988 trat in der CSSR ein neues Gesetz über das 
landwirtschaftliche Genossenschaftswesen in Kraft, das nach 
monatelanger öffentlicher Diskussion am 15. Juni 1988 von 
der Föderalversammlung der CSSR verabschiedet worden 
war. Das neue Gesetz über das landwirtschaftliche Genossen­
schaftswesen (im folgenden Genossenschaftsgesetz) knüpft 
hinsichtlich einer Reihe von Regelungen an das Genossen­
schaftsgesetz von 1975 an, von dem ein kräftiger Impuls für 
die Entwicklung der landwirtschaftlichen Einheitsgenossen­
schaften (im folgenden LEG) ausgegangen war. Zugleich aber 
geht es in seiner Gesamtzielsetzung weiter, indem es jene An­
forderungen erfaßt und regelt, die aus den Erfordernissen 
der Umgestaltung des Wirtschaftsmechanismus in der CSSR 
erwachsen.

Das neue Genossenschaftsgesetz geht davon aus, daß das 
landwirtschaftliche Genossenschaftswesen ein untrennbarer 
und gleichberechtigter Bestandteil des sozialistischen Wirt­
schaftssystems der CSSR ist, dessen vorrangige Aufgabe darin 
besteht, einen Beitrag zur Befriedigung der Bedürfnisse im 
Bereich der Ernährung der Bevölkerung zu leisten. In Über- 
einstimmung damit wird bereits in der Präambel des Geset­
zes betont, daß entscheidende Voraussetzungen dafür auch in 
der Landwirtschaft das Wachstum der Arbeitsproduktivität 
und die Erhöhung der Effektivität des Reproduktionsprozes­
ses sind. Das schließt vor allem — wie im Gesetz hervorgeho­
ben wird — die intensivere Nutzung des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts, die verstärkte Teilnahme an der in­
ternationalen sozialistischen Arbeitsteilung und die gezieltere 
Nutzung der Erfahrungen und Initiativen der Genossen­
schaftsbauern ein.

Mit dem neuen Genossenschaftsgesetz werden insbesondere 
folgende Ziele verfolgt (vgl. Rude prävo vom 3. September 
1987, Beilage):
— Stabilisierung der LEG, Erhöhung ihrer Selbständigkeit 

auf der Grundlage umfassender wirtschaftlicher Rech­
nungsführung;

— Schaffung besserer Bedingungen für die Verbindung der 
Interessen der Mitglieder der LEG mit denen der LEG als 
Ganzes und der Gesellschaft; Stärkung der genossenschaft­
lichen Demokratie und Neukonzipierung der Beziehungen 
zwischen Staat und LEG;

— Präzisierung der Regelungen für die Entstehung und Ent­
wicklung der LEG und der Formen ihrer Kooperation und 
Integration einschließlich der Entwicklung der internatio­
nalen Zusammenarbeit.

Unter diesem Aspekt wird im Genossenschaftsgesetz eine den 
neuen Erfordernissen entsprechende Präzisierung der Rechts­
stellung der LEG vorgenommen. Nach § 1 des Gesetzes ist die 
LEG eine sozialistische Organisation, die auf dem freiwilligen 
Zusammenschluß der Mitglieder zum Zwecke der Produktion 
von Agrarerzeugnissen und Nahrungsgütern beruht. Die LEG 
übt nach den Prinzipien der umfassenden wirtschaftlichen 
Rechnungsführung und der- genossenschaftlichen Demokratie 
Produktionstätigkeit in Übereinstimmung mit dem Staatsplan 
aus. Sie ist zugleich- auch eine soziale Gemeinschaft, die einen 
wichtigen Beitrag-zur weiteren Entwicklung der sozialisti­
schen Gesellschaft leistet und durch ihre Tätigkeit einen maß­
geblichen Anteil an der Befriedigung sozialer und kultureller 
Bedürfnisse ihrer Mitglieder hat. Die Genossenschaft leitet 
ihre Angelegenheiten durch ihre Organe im Rahmen genos­
senschaftlicher Selbstverwaltung, ist juristische Person und 
trägt die volle Verantwortung für die Ergebnisse ihrer wirt­
schaftlichen Tätigkeit.

Das Genossenschaftsgesetz enthält den Grundsatz, daß die 
LEG gemäß §§ 3 sowie 67 bis 77 untereinander und mit wei­
teren sozialistischen Organisationen im Interesse der Schaf­
fung besserer Voraussetzungen für die Erfüllung ihrer Auf­
gaben zusammenarbeitet. Diese Zusammenarbeit muß stets 
auf den Prinzipien der Gleichberechtigung der Partner und 
ihres gegenseitigen ökonomischen Vorteils sowie weiterer 
Prinzipien beruhen, die für das landwirtschaftliche Genossen­
schaftswesen prägend sind. Es gibt — jeweils auf der Grund­

lage von Verträgen — zwei Grundformen der genossenschaft­
lichen Zusammenarbeit: den gemeinsamen Betrieb und die 
Kooperationsvereinigung.

Die Beziehungen der LEG (wie auch ihres gemeinsamen 
Betriebes) zum sozialistischen Staat und zu seinen Organen 
spielen im Genossenschaftsgesetz eine wichtige Rolle. Dabei 
wird von dem Grundsatz ausgegangen, daß der Staat die Be­
dingungen für die Entwicklung der LEG vor allem durch 
Rechtsvorschriften schafft. In ihre Tätigkeit dürfen die Staats­
organe nur dann eingreifen, wenn das im Gesetz ausdrücklich 
vorgesehen ist. Ansonsten arbeitet die LEG (wie auch ihr ge­
meinsamer Betrieb) mit dem zuständigen Nationalausschuß 
zusammen. Der zuständige Nationalausschuß, an dessen Ent­
scheidungen die LEG gebunden ist (sofern er im Rahmen sei­
ner Kompetenz handelte), nimmt Stellung zur Entwicklung 
der LEG sowie zu grundlegenden Änderungen im Profil ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit.

Ein wichtiger neuer Aspekt der Regelung des Genossen­
schaftsgesetzes betrifft auch die Gestaltung und den Schutz 
der Umwelt sowie die rationelle Nutzung der Naturressourcen 
durch die LEG. Im Zentrum dieser Regelung steht die Rechts­
pflicht der LEG, ihre Tätigkeit so zu organisieren, daß sie 
die Umwelt vor schädlichen Einflüssen schützt, die Gesund­
heit von Menschen nicht gefährdet und die Naturressourcen 
rationell nutzt. Das schließt ein, die Nebenprodukte aus ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zweckdienlich, und zwar so einzu­
setzen oder zu beseitigen, daß keine Gefährdung der Umwelt 
eintritt. Die LEG hat in diesem Sinne auch Maßnahmen zum 
Schutz der Umwelt zu finanzieren. Diese Verpflichtung trifft 
in gleicher Weise auch den gemeinsamen Betrieb.

Das Genossenschaftsgesetz erlegt den LEG die Pflicht auf, 
ein Statut als „innergenossenschaftliche Grundvorschrift der 
Genossenschaft“ auszuarbeiten. Im Rahmen dieses Statuts 
ist auch der Gegenstand der wirtschaftlichen Tätigkeit der 
Genossenschaft eindeutig zu bestimmen. Wenngleich die wich­
tigste Aufgabe jeder LEG darin besteht, vor allem landwirt­
schaftliche Produktion zu betreiben, so ist es nach § 13 des 
Genossenschaftsgesetzes auch zulässig, daß die LEG Roh­
stoffe verarbeiten, Lebensmittel sowie solche Erzeugnisse her- 
stellen, die den Bedürfnissen der Agrarproduktion dienen. 
Überdies ist es ihnen gestattet, Arbeiten und Dienstleistun­
gen für Bürger zu erbringen und selbst hergestellte Waren 
zu verkaufen.

Außerdem ist geregelt, daß die LEG entsprechend den 
durch Gesetz festgelegten Regeln auch außenwirtschaftliche 
Tätigkeit — vor allem im Rahmefi der sozialistischen ökono­
mischen Integration — auf der Grundlage von Direktbeziehun­
gen ausüben können. Zu diesem Zweck steht ihnen das Recht 
zu, einen Devisenfonds zu bilden. Dieser Fonds wird insbe­
sondere aus Devisenerlösen für den Warenexport, dem Ver­
kauf von Lizenzen sowie der Einsparung bereitgestellter De­
visenmittel gespeist und dient dazu, im Rahmen der wirt­
schaftlichen Tätigkeit der LEG den Devisenbedarf zu decken 
und Devisenverbindlichkeiten zu erfüllen.

Neu geregelt wurde ein besonderes Regime der Wirt­
schaftsführung für jene LEG, die außerstande sind, gewinn­
bringend zu wirtschaften. Das entscheidende Instrument die­
ses besonderen Regimes ist die Arbeit in diesen LEG nadi 
einem zeitlich begrenzten Konsolidierungsprogramm mit öko­
nomischen, technischen, organisatorischen, finanziellen und 
Kadermaßnahmen (eingeschlossen Maßnahmen der Vergü­
tung), die auf die ökonomische Stabilisierung der LEG ge­
richtet sind. Nach diesem besonderen Regime der Wirtschafts­
führung können den betreffenden LEG finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, deren Verwendung jedoch an be­
stimmte Kriterien gebunden sein muß.

In bezug auf die Leitung der LEG durch genossenschaft­
liche Organe hat das neue Genossenschaftsgesetz keine grund­
legenden Änderungen vorgenommen, da sich der Grundsatz 
der genossenschaftlichen Demokratie vollauf bewährt hat. 
Die Mitgliederversammlung ist nach wie vor das höchste Or­
gan der LEG. Ihr gehören alle Mitglieder, auch diejenigen an, 
die aus Altersgründen nicht mehr in der LEG arbeiten kön­
nen. Die Mitgliederversammlung, die halbjährlich mindestens 
einmal oder — wenn eine Vertretungskörperschaft (Delegier­
tenversammlung) gewählt wurde — einmal jährlich stattfin­
det, hat eine weitgreifende ausschließliche Zuständigkeit, zu 
der auch die Wahl der Leitungsorgane durch geheime Stimm­
abgabe gehört.

Die gewählten Organe der LEG sind nach § 26 des Genos­
senschaftsgesetzes die Vertretungskörperschaft (Delegierten-


